
B e k a n n t m a c h u n g 
 
 
Vollzug der Wasser- und Abwasserabgabegesetze; 
Einleiten von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“, dem 
geplanten Nahversorgungsmarkt sowie dem Kreuzungsbereich der SR 8 in einen 
zum Moosgraben führenden Wiesengraben durch die Gemeinde Steinach, 
Landkreis Straubing-Bogen 
 
 
Mit Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 04.05.2023, Az.: 21-6411/2, zuletzt 
geändert mit Bescheid vom 15.09.2026, Az.: 21-6411/2, wurde der Gemeinde Steinach, Am 
Sportzentrum 1, 94377 Steinach, bis auf Widerruf die gehobene Erlaubnis nach § 15 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zur Benutzung eines zum Moosgraben führenden 
Wiesengrabens durch Einleiten von Niederschlagswasser erteilt.  
 
Eine Ausfertigung des o. g. Bescheides mit Rechtsbehelfsbelehrung und den dazugehörigen 
Planunterlagen sind in der Zeit vom 23.09.2026 bis einschließlich 14.10.2026 vollumfänglich 
in der Internetpräsenz des Landratsamtes Straubing-Bogen veröffentlicht (Art. 69 Abs. 2 Satz 3 
BayWG i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 
 
Der Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 15.09.2026, Az.: 21-6411/2, wurde der 
Gemeinde Steinach als Vorhabensträgerin zugestellt. 
 
Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist gilt der Erlaubnisbescheid auch gegenüber den 
Betroffenen, die keine Ausfertigung des Bescheides erhalten haben, als zugestellt (Art. 69 Abs. 
2 Satz 1 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG). 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, Hausanschrift: Haidplatz 1, 
93047 Regensburg. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 

für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
Straubing, den 15.09.2026 
Landratsamt Straubing 
 
Pfeffer 



 

 

Landratsamt Straubing-Bogen 

Leutnerstraße 15 · 94315 Straubing 

Tel. 09421/973-0 

landratsamt@landkreis-straubing-bogen.de 

www.landkreis-straubing-bogen.de 

Landratsamt Straubing-Bogen · Postfach 0463 · 94304 Straubing 

Sprechzeiten 
Montag bis Freitag: 7:45 – 11:30 Uhr 

Montag: 13:00 – 15:30 Uhr  

Dienstag: 13:00 – 15:30 Uhr, nur KFZ­Zulassung mit Termin 

Donnerstag: 13:00 – 16:30 Uhr 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vollzug der Wasser- und Abwasserabgabegesetze; 
Einleiten von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“, dem 
geplanten Nahversorgungsmarkt sowie dem Kreuzungsbereich der SR 8 in einen 
zum Moosgraben führenden Wiesengraben durch die Gemeinde Steinach, 
Landkreis Straubing-Bogen 
 
Das Landratsamt Straubing-Bogen erlässt folgenden  
 

Bescheid 
 
1. Der Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 04.05.2023, Az.: 21-6411/2, 

wird wie folgt geändert: 
 

1.1 Die Nr. 1.1.2 „Zweck der Benutzung“ erhält folgende Fassung: 
 
Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des gesammelten 
Niederschlagswassers aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“, dem geplanten 
Nahversorgungsmarkt sowie dem Kreuzungsbereich der SR 8. 
 

1.2 Die Nr. 1.1.3 „Plan“ erhält folgende Fassung: 
 
Der Benutzung liegt die Genehmigungsplanung vom 21.06.2021 der Sehlhoff GmbH, 
Rachelstraße 53, 94315 Straubing, nach Maßgabe der vom Wasserwirtschaftsamt 
Deggendorf durch Roteintragung vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen, 
zugrunde. 
 
Die Planung vom 21.06.2021 umfasst entsprechend dem Inhaltsverzeichnis: 
 
 Erläuterungsbericht, 
 Übersichtskarte               M 1 :      25.000, 
 Berechnungslageplan             M 1 :        1.000, 
 Detailplan Regenrückhaltebecken           M 1 :    250/100, 
 Detailplan Auslaufbauwerk Regenrückhaltebecken         M 1 :             25, 
 Längsschnitt Regenwasserkanal           M 1 : 1.000/100, 
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 Längsschnitt Straßengraben                 M 1 : 500/50, 
 Grundstückslageplan                   M 1 :   1.000, 
 Grundstücksverzeichnis. 
 
Der Benutzung liegen zudem die Tekturunterlagen vom 28.05.2024 der MKS 
Architekten – Ingenieure GmbH, Mühlenweg 8, 94347 Ascha, nach Maßgabe der vom 
Wasserwirtschaftsamt Deggendorf durch Roteintragung vorgenommenen Änderungen 
und Ergänzungen, zugrunde. 
 
Die Planung vom 28.05.2024 umfasst entsprechend dem Inhaltsverzeichnis: 
 
 Erläuterungsbericht (Seite 1 bis 17), 
 Übersichtslageplan (15.05.2024)                M 1 : 25.000, 
 Übersichtslageplan mit allen Einzugsgebieten (01.10.2024)             M 1 :   1.000, 
 Lageplan Wasserrecht (15.05.2024)                M 1 :      500, 
 Lageplan Regenrückhaltebecken (15.05.2024)               M 1 :      200, 
 Systemschnitt A-A (22.01.2024)                 M 1 :        50, 
 Lageplan Berechnungen nach REwS (30.09.2024)              M 1 :      500, 
 Berechnungslageplan IB Sehlhoff (21.06.2021)              M 1 :   1.000, 
 Dankerl Bau – Eingabeplan Dachentwässerung (22.10.2024)  M 1 :      100, 
 Dankerl Bau – Eingabeplan Entwässerung (22.10.2024)             M 1 :      100, 
 Dankerl Bau – Flächenübersichtsplan (22.10.2024)              M 1 :      250, 
 Flächenermittlung, 
 Hydraulische Gewässerbelastung nach DWA-M 153, 
 Qualitative Behandlung nach DWA-A 102/BWK-A 3-2, 
 KOSTRA-DWD 2020 für Steinach (BY), 
 Bemessung Regenrückhaltungen nach DWA-A 117 für EZG 2.2, 
 Bemessung Regenrückhaltungen nach DWA-A 117 für EZG 1 + EZG 2.1, 
 Ermittlung der Gesamtabflussmenge nach DWA-A 118, 
 Abflussermittlung für EZG 3 nach REwS 21, 
 Dynamische Abflussdrossel für EZG 2.2. 
 
Die Planunterlagen sind mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes 
Deggendorf vom 13.10.2021 sowie 14.08.2026 und dem Genehmigungsvermerk des 
Landratsamtes Straubing-Bogen vom 04.05.2023 sowie 15.09.2026 versehen. 
 
Danach wird das Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“ und 
dem geplanten Nahversorgungsmarkt in Regenwasserkanälen gesammelt und über 
Regenrückhaltebecken gedrosselt sowie Niederschlagswasser aus dem 
Kreuzungsbereich der SR 8 ungedrosselt bei der  
 
Einleitungsstelle A I     auf der Flur Nummer 854, 

Gemarkung und Gemeinde 
Steinach, in einen zum Moosgraben 
führenden Wiesengraben 
eingeleitet. 
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1.3 Die Nr. 1.1.4 „Beschreibung der Anlage“ erhält folgende Fassung: 
 
Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des gesammelten 
Niederschlagswasser aus dem bestehenden Baugebiet „Kellerberg-West III“, dem 
geplanten Nahversorgungsmarkt sowie dem Umbau des Kreuzungsbereichs der SR 8. 
 
Das Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“ (EZG 1) wird in 
Regenwasserkanälen gesammelt und über ein bestehendes Regenrückhaltebecken 
gedrosselt über einen Entwässerungsgraben in den Vorfluter eingeleitet. Zukünftig 
sollen die Dachflächen des geplanten Nahversorgungsmarktes (EZG 2.1) mit 
angeschlossen werden. Das Regenrückhaltebecken ist entsprechend zu erweitern. 
Der Drosselabfluss bleibt unverändert. Anfallendes gesammeltes 
Niederschlagswasser aus den Freianlagen und Parkplätzen (EZG 2.2) des geplanten 
Nahversorgungsmarktes wird über eine unterirdische Rückhalteeinrichtung mit 
vorgeschalteter Vorbehandlungsanlage ebenfalls in den Entwässerungsgraben in 
Richtung Vorfluter eingeleitet. Niederschlagswasser aus der asphaltierten Fläche der 
Anlieferungsrampe des Nahversorgungsmarktes entwässert über eine Rinne mit 
technischer Einrichtung am Tiefpunkt und versickert dort genehmigungsfrei nach 
NWFreiV in das Grundwasser.  
 
Im Zuge des Umbaus des Kreuzungsbereiches der Kreisstraße SR 8 – Helmbergstraße 
– Moosstraße (EZG 3) werden zwei Linksabbiegespuren, eine Ampelanlage und neue 
Radweganbindungen geschaffen. Das anfallende Niederschlagswasser entwässert 
wie im Bestand über Längs- und Quergefälle in begleitende Straßengräben in den 
Entwässerungsgraben Richtung Einleitungsstelle. 
 
Die Sammlung und Ableitung des Abwassers erfolgt im Trennverfahren. Das 
anfallende Schmutzwasser wird in der Kläranlage Steinach behandelt. 
 

1.4 Die Nr. 1.2.2 „Umfang der erlaubten Benutzung für das Einleiten von 
Niederschlagswasser“ erhält folgende Fassung: 
 
Es wird das gesammelte Niederschlagswasser von einer undurchlässig befestigten 
(abflusswirksamen) Fläche von 3,27 ha eingeleitet.  
 
Aus der zulässigen hydraulischen Gewässerbelastung an der Einleitungsstelle 
ergeben sich folgende Anforderungen: 
 

Bezeich-
nung der 
Einleitung 

Einzugsgebiet 

Erforderliches 
Retentions-

volumen 
 
 

(m³) 

Maximaler 
Drossel-
abfluss 
Qdr,max  

 
(l/s) 

Maximal 
zulässige 

Einleitungs-
menge 

 
(l/s) 

Überschreit-
ungshäufig-

keit im 
Bemes-

sungslastfall 
(1/a) 

A I 

EZG 1 
(BG „Kellerberg-

West III“) 
EZG 2.1 

(Dachfläche Markt) 

872 29 

102,1 *) 

0,2 

EZG 2.2 
(Parkplätze Markt) 

71 10 0,2 

EZG 3 
(Kreuzungsbereich) 

-- 62,1 *) -- 

*) bei Bemessungsregen r(10/1) 
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Aus der zulässigen qualitativen Gewässerbelastung aus den Freianlagen und 
Parkplatzflächen des Nahversorgungsmarktes ergeben sich folgende Anforderungen: 
 

Bezeichnung der 
Einleitung 

Mindestens erforderliche 
Niederschlagswasserbehandlung 

A I  Bereich EZG 2.2 
Sedimentationsanlage, erforderlicher Wirkungsgrad nach 
DWA-A 102  ŋerf = 47,17 % 

 
 

1.5 Die Nr. 1.2.6.3 wird mit folgendem Inhalt eingefügt: 
 
Weitere Oberflächenwassereinleitungen sind nur nach Behandlung in ausreichend 
dimensionierten Rückhalteeinrichtungen zulässig. 
 

1.6 Die Nr. 1.2.6.4 wird mit folgendem Inhalt eingefügt: 
 
Umbaumaßnahmen am Regenrückhaltebecken sind außerhalb der Fortpflanzungszeit 
der Amphibien durchzuführen, d. h. nicht im Zeitraum vom 01. Februar bis 31. Mai. 
 

1.7 Die Nr. 1.2.7 „Eigenüberwachung“ wird mit folgendem Inhalt ergänzt: 
 
Für den Unterhalt der Sedimentationsanlage im Einzugsgebiet 2.2 sind die Vorgaben 
des Herstellers zu beachten. 
 

1.8 Die Nr. 1.2.9.4 wird mit folgendem Inhalt eingefügt: 
 
Für die Einzugsgebiete Baugebiet „Kellerberg-West III“ sowie dem geplanten 
Nahversorgungsmarkt sind Baubeginn und -vollendung dem Landratsamt Straubing-
Bogen und dem Wasserwirtschaftsamt Deggendorf rechtzeitig anzuzeigen. Wird die 
Anlage in mehreren Bauabschnitten ausgeführt, so sind Beginn und Vollendung jedes 
Bauabschnittes anzuzeigen. 
 

1.9 Die Nr. 1.2.12 „Bauabnahme“ wird mit folgendem Inhalt angefügt: 
 
Vor Inbetriebnahme der Entwässerung im Bereich des Nahversorgermarktes und nach 
Umbau im Baugebiet „Kellerberg-West III“ ist gemäß Art. 61 BayWG dem Landratsamt 
Straubing-Bogen eine Bestätigung eines Sachverständigen in der Wasserwirtschaft für 
den Bereich Niederschlagswasser (BAN-AA/NW) vorzulegen, aus der hervorgeht, dass 
die Baumaßnahme entsprechend dem Bescheid ausgeführt oder welche 
Abweichungen von der zugelassenen Bauausführung vorgenommen worden sind. 
 
Zur Bauabnahme müssen Bestandspläne der Abwasseranlage vorliegen. 
 

1.10 Die Nr. 1.2.13 „Bestandspläne“ wird mit folgendem Inhalt angefügt: 
 
Nach Inbetriebnahme sind dem Wasserwirtschaftsamt Deggendorf und dem 
Landratsamt Straubing-Bogen jeweils eine Fertigung der Bestandspläne 
unaufgefordert zu übergeben. In den Bestandsplänen sind die Rückhalteeinrichtungen, 
die Behandlungsanlagen und die Lage der Einleitungsstelle darzustellen. 
 
Wurde von den geprüften Bauunterlagen nicht abgewichen, genügt eine 
entsprechende Mitteilung. 
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1.11 Im Übrigen bleibt der o. g. Bescheid unverändert. 
 

2. Kosten 
 

2.1 Die Unternehmensträgerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 

2.2 Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 300,00 Euro festgesetzt. 
 
Die Auslagen betragen 972,00 Euro. 
 
 

Gründe 

I.  

Die Sammlung und Ableitung des Abwassers aus dem bestehenden Baugebiet „Kellerberg-
West III“, dem geplanten Nahversorgungsmarkt sowie dem Umbau des Kreuzungsbereiches 
der SR 8 erfolgt im Trennverfahren. Das anfallende Schmutzwasser wird in der Kläranlage 
Steinach behandelt.  
 
Das Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“ (EZG 1) wird in 
Regenwasserkanälen gesammelt und über ein bestehendes Regenrückhaltebecken gedrosselt 
über einen Entwässerungsgraben in den Vorfluter eingeleitet. Zukünftig sollen die Dachflächen 
des geplanten Nahversorgungsmarktes (EZG 2.1) mit angeschlossen werden. Das 
Regenrückhaltebecken ist entsprechend zu erweitern. Der Drosselabfluss bleibt unverändert. 
 
Anfallendes gesammeltes Niederschlagswasser aus den Freianlagen und Parkplätzen (EZG 
2.2) des geplanten Nahversorgungsmarktes wird über eine unterirdische Rückhalteeinrichtung 
mit vorgeschalteter Vorbehandlungsanlage ebenfalls in den Entwässerungsgraben in Richtung 
Vorfluter eingeleitet. Niederschlagswasser aus der asphaltierenden Fläche der 
Anlieferungsrampe des Nahversorgungsmarktes entwässert über eine Rinne mit technischer 
Einrichtung am Tiefpunkt und versickert dort genehmigungsfrei nach NWFreiV in das 
Grundwasser. 
 
Im Zuge des Umbaus des Kreuzungsbereiches der Kreisstraße SR 8 – Helmbergstraße – 
Moosstraße (EZG 3) werden zwei Linksabbiegespuren, eine Ampelanlage und neue 
Radwegeanbindungen geschaffen. Das anfallende Niederschlagswasser entwässert wie im 
Bestand über Längs- und Quergefälle in begleitende Straßengräben in den 
Entwässerungsgraben Richtung Einleitungsstelle. 
 
Zur Sicherung der Rechtsposition beantragte die Gemeinde Steinach mit den Planunterlagen 
vom 28.05.2024 die Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis für das Einleiten 
von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Kellerberg-West III“, dem geplanten 
Nahversorgungsmarkt sowie dem Kreuzungsbereich der SR 8 in einen zum Moosgraben 
führenden Wiesengraben. Es handelt sich hierbei um einen Tekturantrag zum bestehenden 
wasserrechtlichen Bescheid vom 04.05.2023, Az.: 21-6411/2.  
 
Das Vorhaben wurde öffentlich bekannt gemacht. Seitens der gehörten Fachstellen bestehen 
keine Einwendungen, wenn die unterbreiteten Inhalts- und Nebenbestimmungen Beachtung 
finden. Einwendungen Privater wurden nicht vorgebracht.  
 
Der physische Erörterungstermin wurde aus Gründen der Verwaltungseffizienz durch eine 
Online-Konsultation ersetzt. Diese wurde rechtzeitig vorher öffentlich bekannt gemacht und fand 
im Zeitraum vom 28.08.2026 bis 11.09.2026 statt. 
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II.  

Das Landratsamt Straubing-Bogen ist zur Entscheidung über den Antrag der 
Unternehmensträgerin sachlich und örtlich zuständig (Art. 63 Abs. 1 Bayer. Wassergesetz -
BayWG-, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz -BayVwVfG). 
 
1. Die beantragte Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Bereich des bestehenden 

Baugebietes „Kellerberg-West III“, dem geplanten Nahversorgungsmarkt sowie dem 
Umbau des Kreuzungsbereiches der SR 8 in einen zum Moosgraben führenden 
Wiesengraben bedarf als Gewässerbenutzung im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes -WHG- der behördlichen Erlaubnis (§ 8 Abs. 1 i. V. m. § 10 
WHG).  
 
Die Voraussetzungen des § 25 WHG i. V. m. Art. 18 BayWG (Gemeingebrauch) liegen 
nicht vor. 
 

2. Der Unternehmensträgerin konnte eine gehobene wasserrechtliche Erlaubnis  
(§ 15 WHG) erteilt werden, weil die Einwirkungen auf das Gewässer durch die 
Niederschlagswassereinleitung bei Einhaltung der festgesetzten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen (§ 13 WHG) so begrenzt werden können, dass keine schädlichen 
Gewässerveränderungen zu erwarten sind (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG). 
 
Die allgemeinen Sorgfaltspflichten und die Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung 
(§§ 5 und 6 WHG) werden beachtet. Die Bewirtschaftungsziele für oberirdische 
Gewässer gemäß § 27 WHG sind durch die beantragte Einleitung nicht beeinträchtigt. 
Die beantragte Einleitung steht dem Ziel des guten ökologischen Zustands und des 
guten chemischen Zustands nicht entgegen. Eine Verschlechterung des ökologischen 
oder chemischen Zustands des Oberflächengewässerkörpers 1_F363 ist durch die 
Einleitung nicht zu erwarten. Aufgrund der untergeordneten Auswirkung der Einleitung 
auf den Oberflächenwasserkörper ist eine Beeinträchtigung der Bewirtschaftungsziele 
nach § 27 WHG nicht zu erwarten. 
 
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert werden oder direkt über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche, noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften, noch wasser-
wirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 WHG). 
 
Die Versiegelung von Flächen infolge einer Bebauung stellt einen Eingriff in den 
natürlichen Wasserhaushalt dar. Verdunstung und Grundwasserneubildung werden 
reduziert, der Oberflächenabfluss erhöht. Beide Entwicklungen widersprechen den 
wasserwirtschaftlichen Zielvorstellungen und den wasserrechtlichen Anforderungen. 
 
Der natürliche Wasserhaushalt sollte möglichst erhalten bleiben. Hierzu sind die 
Siedlungsflächen vorzugsweise durchlässig zu gestalten. Gesammeltes 
Niederschlagswasser sollte in den meisten Fällen erst nach Rückhaltung und 
Versickerung – vorzugsweise flächenhaft über bewachsenen Oberboden – im 
Trennsystem abgeleitet werden.  
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Die Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in ein Oberflächengewässer 
und das Grundwasser muss mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaft 
vereinbar sein und erfordert eine Überprüfung hinsichtlich der qualitativen und 
quantitativen Beschaffenheit des einzuleitenden Niederschlagswassers und der 
Aufnahmefähigkeit des Gewässers bzw. des Untergrundes. 
 
Gemäß § 57 WHG darf eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer 
nur erteilt werden, wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering 
gehalten wird, wie dies bei der Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren 
nach dem Stand der Technik möglich ist. Die Einleitung muss zudem mit den 
Anforderungen an die Gewässereigenschaften und sonstigen rechtlichen 
Anforderungen vereinbar sein und es müssen Abwasseranlagen oder sonstige 
Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um die Einhaltung 
aller vorgenannten Anforderungen sicherzustellen. 
 
Die Abwasseranlagen dürfen gemäß § 60 Abs. 1 WHG nur nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden.  
 
Durch die Einleitung darf der bisherige Zustand nicht nachteilig verändert werden. Der 
Vorfluter muss hinsichtlich Qualität und Quantität des gesammelten 
Niederschlagswassers in der Lage sein, die Einleitung dauerhaft aufnehmen zu können. 
Maßstab für die qualitative Bewertung ist insbesondere das DWA-Merkblatt A 102-2 
und die REwS (Richtlinie zur Entwässerung von Außerortsstraßen), für die Bewertung 
der regelmäßigen Einleitmengen (Drosselabfluss) das DWA-Merkblatt M 153. Zur 
Bemessung der jeweils benötigten Retentionsvolumina wird das DWA-Arbeitsblatt 
A117 herangezogen. 
 
Menge und Schädlichkeit des Abwassers werden dem Stand der Technik gemäß § 57 
WHG entsprechend gering gehalten. Die Einleitung ist mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften vereinbar. Die Anforderungen an Errichtung, Betrieb und 
Unterhaltung der Abwasseranlage gemäß den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik werden eingehalten (§ 60 Abs. 1 WHG). Die Prüfung ergab keine 
Notwendigkeit von Änderungen oder Ergänzungen bei der Bemessung und 
Konstruktion der Abwasseranlage. Mit den gewählten verfahrenstechnischen Ansätzen 
für die Behandlung des Niederschlagswassers besteht Einverständnis. 
 
Einzugsgebiete EZG 1 (bestehendes Baugebiet „Kellerberg-West III“, Au = 2,133 ha) und 
EZG 2.1 (neu: Dachflächen aus geplanten Nahversorgungsmarkt, Au = 0,292 ha): 
 
Die Einleitung erfolgt in ein bestehendes Regenrückhaltebecken (bisher  VRRB = 766 
m³) und von dort erfolgt die Ableitung gedrosselt über einen Entwässerungsgraben (Teil 
der Entwässerungseinrichtung) in den Vorfluter (namenloser Wiesengraben). 
 
Gemäß dem DWA-Arbeitsblatt A117 (Bemessung von Regenrückhalteräumen) ist das 
Rückhaltebecken bei gleichbleibenden Drosselabfluss von Qdr,max = 29 l/s (ungeregelte 
Drossel) mit VRRB,geplant = 875 m³ ausreichend groß bemessen. 
 
Die Berechnung der stofflichen Belastung ergab kein Erfordernis einer Vorbehandlung 
des Niederschlagswassers. 
 



Seite 8 von 13 
 

Einzugsgebiet EZG 2.2 (neu: Freianlagen und Parkplätze geplanter Nahversorgungs-
markt, Au = 0,335 ha): 
 
Die Einleitung erfolgt in den Entwässerungsgraben zum Vorfluter (namenloser 
Wiesengraben) über eine Rückhalteeinrichtung mit vorgeschalteter 
Sedimentationsanlage. 
 
Die geplante Rückhalteeinrichtung (Füllkörperrigolen) ist mit VRRB = 71 m³ ausreichend 
groß bemessen. 
 
Die Berechnung der stofflichen Belastung ergibt einen erforderlichen Wirkungsgrad der 
benötigten Behandlungsanlage von 47,17 %. Die vorgesehene Sedimentationsanlage 
erreicht den erforderlichen Wirkungsgrad.  
 
Der Teilbereich „Rampe Anlieferung“ wurde vom EZG 2.2 ausgenommen. Das 
Niederschlagswasser aus der asphaltierten Fläche versickert genehmigungsfrei nach 
NWFreiV in das Grundwasser. Eine ausreichende Vorbehandlung nach TRENGW ist in 
eigener Verantwortung des Bauherrn zu gewährleisten. 
 
Einzugsgebiet EZG 3 (neu: Umbau Kreuzungsbereich SR 8 mit Radwegeanbindung): 
 
Die Abflussermittlung nach REwS ergibt unter Berücksichtigung der Abminderungen 
bei Banketten und Böschungen einen Gesamtabfluss von ca. 62 l/s bei 
Bemessungsregen r(10/1). Die Behandlung erfolgt über die belebte Oberbodenzone. 
 
Die Entwässerung der Straße erfolgt breitflächig über die Böschung in Straßengräben. 
Die Ableitung erfolgt über einen flachen Entwässerungsgraben zum Vorfluter. Schäden 
an der Einleitungsstelle sind im Bestand nicht zu erkennen. Der bestehenden Ableitung 
kann somit weiterhin zugestimmt werden. 
 
Die Notwendigkeit einer zusätzlichen Vorbehandlung des Niederschlagswassers wurde 
anhand der Vorgaben der REwS geprüft. Es konnte der Nachweis erbracht werden, 
dass die Ableitung über die Böschung eine ausreichende Vorbehandlung des 
Niederschlagswassers sicherstellt. Zusätzliche Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
Die Prüfung ergab darüber hinaus keinen Anhalt für die Notwendigkeit von Änderungen 
oder Ergänzungen bei der Bemessung und Konstruktion der Regenwasserableitung, 
sowie der Regenwasserrückhaltung. Mit den gewählten technischen Grundsätzen für 
die Sammlung und Ableitung des Abwassers besteht Einverständnis. 
 
Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit ist bei planmäßiger Errichtung und 
ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und 
unter Berücksichtigung der festgesetzten Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu 
erwarten. Durch die Abwassereinleitung ist eine im Hinblick auf die 
Nutzungserfordernisse erhebliche nachteilige Veränderung der Beschaffenheit des 
benutzten Gewässers nicht zu erwarten. Gegen die beantragte Einleitung von 
Regenwasser bestehen keine Bedenken. 

 
Pflichtgemäßes Ermessen wurde ausgeübt. 
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3. Zu den Inhalts- und Nebenbestimmungen: 
 
Die in den Bescheid aufgenommenen Inhalts- und Nebenbestimmungen haben zum 
Ziel, nachteilige Wirkungen für die Ordnung des Wasserhaushalts zu vermeiden und 
darüber hinaus die technisch einwandfreie Gestaltung der der Gewässerbenutzung 
dienenden Anlagen sicherzustellen. 
 
Die Inhalts- und Nebenbestimmungen für den Betrieb sind erforderlich, um eine 
ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung sicherzustellen. Mit ihnen werden 
notwendige Anforderungen für die Überwachung, die regelmäßige Wartung sowie 
Maßnahmen für Bedingungen, die von den normalen Betriebsbedingungen abweichen, 
festgelegt. 
 
Die Inhalts- und Nebenbestimmungen bezüglich wesentlicher Änderungen, Baubeginn 
und -vollendung, Bauabnahme und Bestandsplänen sind erforderlich, um einen 
ordnungsgemäßen Vollzug des Wasserrechts durch die Behörden zu gewährleisten.  

 
Um die Menge und Schädlichkeit des eingeleiteten Niederschlagswassers zu 
begrenzen und um einen sicheren und dauerhaften Betrieb der Abwasseranlage 
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik sicherzustellen, wurden 
in den Inhalts- und Nebenbestimmungen Anforderungen an die jeweils zulässige 
hydraulische und qualitative Gewässerbelastung aufgenommen. 
 

4. Zur Kostenentscheidung: 
 
Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 1, 2, 5, 6, 10, 11 und 15 des Kostengesetzes 
(KG) i. V. m. Tarifnummer 8.IV.0/1.1.4.5 des Kostenverzeichnisses zum KG.  
 
Auslagen für das Gutachten des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf werden aufgrund 
Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 KG erhoben. 
 

 
 
H i n w e i s e: 
 
1. Für die erlaubte Gewässerbenutzung sind die einschlägigen Vorschriften des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) mit 
den dazu ergangenen Verordnungen maßgebend. Die hiernach bestehenden Rechte, 
Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den Inhalts- und Nebenbestimmungen dieses 
Bescheides grundsätzlich nicht enthalten. 
 

2. Das Niederschlagswasser aus der asphaltierten Fläche der Rampe versickert 
genehmigungsfrei nach NWFreiV in das Grundwasser. Eine ausreichende Vorbehandlung 
nach TRENGW ist in eigener Verantwortung durch den Bauherrn zu gewährleisten. 
 

3. Es wird empfohlen die Bedingungen zur Einleitung in die öffentliche 
Entwässerungseinrichtung im Rahmen der Entwässerungssatzung mit den 
Anschlussnehmern festzulegen. 

 
4. Die Antragsunterlagen wurden im Hinblick auf die wasserrechtlichen Anforderungen 

geprüft. Diese Prüfung stellt keine bautechnische Entwurfsprüfung dar. 
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5. Die beantragte Planung ist wasserrechtlich genehmigungsfähig. Möglicherweise werden 
durch die vorgesehene Einleitung jedoch Belange Dritter beeinträchtigt (z. B. 
Vernässungen). Es wird empfohlen die Planung dahingehend zu prüfen. Auf die 
diesbezüglichen Anmerkungen des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf zum 
Bebauungsplan wird in diesem Zusammenhang verwiesen. 
 

6. Die Belange des Arbeitsschutzes und die Standsicherheit wurden durch das 
Wasserwirtschaftsamt Deggendorf nicht geprüft. Mit der Ausführung der auf 
Standsicherheit zu prüfenden Bauteile darf erst begonnen werden, wenn die geprüften 
Nachweise dem Landratsamt Straubing-Bogen vorliegen. Es wird empfohlen, für Anlagen 
und Einrichtungen, die nicht nach der Bayerischen Bauordnung genehmigungspflichtig 
sind, die Standsicherheitsnachweise durch ein Prüfamt für Baustatik oder einen 
anerkannten Prüfingenieur für Baustatik prüfen zu lassen. 

 
7. Die Prüfung erstreckt sich nicht auf privatrechtliche Belange. Es wird empfohlen, für alle 

auf Privatgrundstücken verlegten Leitungen und Kanäle, für Zufahrten und Zugänge 
Grunddienstbarkeiten eintragen zu lassen.  
 

8. Es wird empfohlen, das Betriebspersonal an der von der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall – DWA Landesgruppe Bayern – eingerichteten 
Klärwärterfortbildung in den Kanal- und Kläranlagen-Nachbarschaften teilnehmen zu 
lassen. 
 

9. Rechen- und Sandfanggut, Fette sowie weitere entstehende Abfälle sind auf der 
Grundlage des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. 
Sie sind soweit technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar, stofflich oder energetisch 
zu verwerten (Hinweis: Rechengut sollte vorrangig einer thermischen Behandlung 
zugeführt werden).  
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, Hausanschrift: Haidplatz 1, 
93047 Regensburg. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 

für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
 
 
S e i s s l e r  
Oberregierungsrat 
 
 
 
Anlagen 
1 geprüfte Antragsfertigung i. R. 
1 Formblatt „Empfangsbekenntnis“ g. R. 
1 Baubeginnsanzeige g. R. 
1 Fertigstellungsanzeige g. R. 
1 Kostenrechnung


































































































































